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P R A X I S

Eine Berufsausübungsgemein-
schaft ist inzwischen auch be-
schränkt auf einzelne Leistun-

gen zulässig (Teilberufsausübungsge-
meinschaft bzw. Teilgemeinschafts-
praxis nach § 18 Abs. 1 Berufsord-
nung für die nordrheinischen Ärztin-
nen und Ärzte (BO) i. d. F. vom
20.11.2004, in Kraft getreten am
20.5.2005). Die Berufsausübungsge-
meinschaft (Gemeinschaftspraxis)
ist rechtlich gesehen eine einzige Pra-
xis. Hierdurch unterscheidet sie sich
von der Berufsorganisationsgemein-
schaft, bei der jeder Arzt seine eige-
ne Praxis mit eigenem Patienten-
stamm führt (Praxisgemeinschaft).
Die Teilgemeinschaftspraxis ist auch
überörtlich – mit mehreren Praxissit-
zen – zulässig, sofern an dem jeweili-
gen Praxissitz verantwortlich minde-
stens ein Partner hauptberuflich tätig
ist (§ 18 Abs. 3 BO).

Mit dem Inkrafttreten des Ver-
tragsarztrechtsänderungsgesetzes
(VÄndG) am 1.1.2007 ist die Teil-
berufsausübungsgemeinschaft
(Teilgemeinschaftspraxis) nach § 33
Abs. 2 Ärzte-ZV auch im vertrags-
ärztlichen Bereich zulässig.

Gemeinsame Berufsausübung 
erforderlich 

Entscheidend für das Vorliegen
einer Berufsausübungsgemeinschaft
ist – selbstredend – die gemeinsame
Berufsausübung. Die Bundesärzte-
kammer hat Kriterien entwickelt,die
im Einzelfall eine Beurteilung erlau-
ben sollen: den Willen zur gemeinsa-
men Berufsausübung, einen schriftli-
chen Gesellschaftsvertrag, die Au-
ßenankündigung der Gesellschaft,
den Abschluss des Behandlungsver-
trages mit der Gemeinschaft, den ge-
meinsamen Patientenstamm sowie
mehr oder minder gleiche Rechte

und Pflichten der beteiligten Ärzte
(Deutsches Ärzteblatt, Jg.103, Heft 12
v. 24. März 2006, A-801-806). Diese
Kriterien müssen – ceteris paribus –
grundsätzlich auch bei einer auf ein-
zelne Leistungen beschränkten Be-
rufsausübungsgemeinschaft erfüllt
sein.

Zuweisung gegen Entgelt

Die Abgrenzung ist nicht allein
wegen der unterschiedlichen Rechts-
folgen für Patient und Arzt erforder-
lich, sondern auch, weil insbesondere
bei Kooperationsformen, die keine
Berufsausübungsgemeinschaft dar-
stellen, das berufsrechtliche Verbot
der Zuweisung gegen Entgelt nach §
31 BO zu beachten ist.

Der Gesetzgeber hat die Zulässig-
keit der Teilgemeinschaftspraxis im
vertragsärztlichen Bereich aus die-
sem Grund eingeschränkt: Nicht zu-
lässig ist die Teilgemeinschaftspraxis
hinsichtlich der „Erbringung über-
weisungsgebundener medizinisch-
technischer Leistungen mit überwei-
sungsberechtigten Leistungserbrin-
gern“ (§ 33 Abs. 2 Ärzte-ZV). In der
Gesetzesbegründung wird ausdrück-
lich klargestellt, dass so genannte
Kickback-Konstellationen,bei denen
ein Arzt eines therapieorientierten
Fachgebietes (z. B. Gynäkologie) ei-
ne Berufsausübungsgemeinschaft
mit einem Arzt eines Methodenfa-
ches (z. B. Labor) eingeht, um das be-
rufsrechtliche Verbot der Zuweisung
gegen Entgelt zu unterlaufen, nicht
erlaubt werden sollen.

Der zunehmend zu beobachten-
de „Gestaltungsmissbrauch“ – die
berufsrechtlich unzulässige Zuwei-
sung gegen Entgelt wird als Ge-
winnverteilung innerhalb der Teil-
gemeinschaftspraxis deklariert – hat
auch den Vorstand der Bundesärz-

tekammer bewogen, eine entspre-
chende Änderung der (Muster-)Be-
rufsordnung zu beschließen:

„ … Der Zusammenschluss zur
gemeinsamen Ausübung des Arztbe-
rufes kann zum Erbringen einzelner
Leistungen erfolgen, sofern er nicht
lediglich einer Umgehung des § 31
dient. Eine Umgehung liegt insbe-
sondere vor, wenn sich der Beitrag
der Ärztin oder des Arztes auf das
Erbringen medizinisch-technischer
Leistungen auf Veranlassung der üb-
rigen Mitglieder einer Teil-Berufs-
ausübungsgemeinschaft beschränkt
oder der Gewinn ohne Grund in ei-
ner Weise verteilt wird, die nicht dem
Anteil der von ihnen persönlich er-
brachten Leistungen entspricht. Die
Anordnung einer Leistung, insbe-
sondere aus den Bereichen der La-
bormedizin, der Pathologie und der
bildgebenden Verfahren, stellt keinen
Leistungsanteil im Sinne des Satzes
3) dar  … .“

Die Änderung der (Muster-)Be-
rufsordnung bedarf noch der Umset-
zung durch die Landesärztekam-
mern in verbindliches Satzungsrecht.

Gewerbliche Einkünfte

Gesellschaftsverträge, die gegen
das berufsrechtliche Verbot der Zu-
weisung gegen Entgelt nach § 31 BO
verstoßen, sind zivilrechtlich nichtig.
Die Gewinnanteile sind als Einkünf-
te aus Gewerbebetrieb nach § 15
EStG der Einkommensteuer zu un-
terwerfen. Sie unterliegen zudem
der Gewerbesteuer und damit bei
Überschreitung des Freibetrages
von derzeit 24.000 Euro p. a. der Ge-
werbesteuer. Sofern die zuweisende
Praxis eine Gemeinschaftspraxis ist,
kann dies zur Gewerbesteuerpflicht
der gesamten Einkünfte der Mitun-
ternehmerschaft führen („Abfärbe-
wirkung“).
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